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Nordrhein-Westfalen und die Region NiederRhein (Stadt Duisburg, Kreis Wesel, 

Kreis Kleve) konnten 2015 auf 25 Jahre regionalisierter Arbeits- und Strukturpo-

litik zurückblicken. In NRW werden bereits seit 1987 dezentrale und beteiligungs-

orientierte Politikansätze im Rahmen der Strukturpolitik umgesetzt und seit 1989 

auch im Kontext der Arbeitspolitik. Auslöser dafür war die Kritik an der „quantita-

tiv interventionistischen“ Umsetzung der Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-

schaftsförderung“. Gefordert wurde stattdessen eine eigenständige Regionalpo-

litik, die nicht mehr von der zentralen, staatlichen Ebene, sondern maßgeblich von 

den regionalen Akteuren getragen werden sollte, inklusive arbeitsmarktpolitischer 

Zielsetzungen. Denn auch wenn die „Zukunftsinitiative Montanregionen“ (ZIM) und 

die „Zukunftsinitiative für die Regionen Nordrhein-Westfalens“ (ZIN) bei ihrer Ent-

stehung als fachübergreifende, strukturpolitische Programme konzipiert waren, 

spielten arbeitspolitische Elemente bei ihrer Umsetzung kaum eine Rolle. 

25 Jahre später hat sich in Nordrhein-
Westfalen bei der Bearbeitung neuer re-
gionaler Aufgaben längst „Regional Go-
vernance“ als Politikstil durchgesetzt, also 
das Zusammenspiel staatlicher, kommu-
naler und privatwirtschaftlicher Akteure. 
Im Koalitionsvertrag 2012 – 2017 haben 
sich die Regierungsparteien des Landes 
Nordrhein-Westfalen auf eine „Kultur 
des Dialogs“ verpflichtet und unterstrei-
chen damit die ungebrochene Relevanz 
dieses Ansatzes als erfolgreichem Steue-
rungsmechanismus in der Politik. 

Auch in den Regionen findet der Ansatz 
unverändert volle Unterstützung. Dr. Jens 
Stuhldreier, Geschäftsführer der Regio-
nalagentur NiederRhein: „Die zentralen 
wirtschafts-, struktur- und arbeitsmarkt-
politischen Herausforderungen lassen sich 
nur in der Region lösen. Die gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit der regio-
nalen Akteure wollen wir deshalb auch 
in Zukunft nachhaltig stärken.“ 

Ganz ähnlich sieht das auch Dr. Stefan 
Dietzfelbinger, Hauptgeschäftsführer 
der Niederrheinischen Industrie- und 
Handelskammer: „Wir haben eine sehr 
starke Industrie entlang des Rheins und 
sind ein ausgezeichneter Logistik-Stand-
ort, wir sind stark in Tourismus, Dienst-
leistungen und neuen Technologien. Ge-
genüber Dritten müssen wir gemeinsam 
auf die Potenziale in der Region aufmerk-
sam machen und das tun wir mit groß-
em Erfolg seit mehr als 25 Jahren.“ Und 
Angelika Wagner vom DGB pflichtet ihm 
bei: „Nur über die Region können wir uns 
gemeinsam entwickeln.“

Warum sich der „Regional-Governance-
Ansatz“ in Nordrhein-Westfalen durchset-
zen konnte, brachte der vormalige Arbeits-
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minister Guntram Schneider anlässlich der 
Feierlichkeiten zum 25-jährigen Jubiläum 
der Regionalagentur NiederRhein auf den 
Punkt: „Nordrhein-Westfalen mit seinen 
18 Millionen Einwohnern und den Lan-
desteilen Rheinland, Westfalen und Lip-
pe ist kein monolithischer Block. Eine 
zentralistische Arbeitsmarktpolitik wird 
den unterschiedlichen Gegebenheiten in 
den Regionen und Quartieren nicht ge-
recht. Aus dieser Einsicht haben die da-
mals politisch Verantwortlichen mit ihrer 
Entscheidung für eine regionalisierte Ar-
beitsmarktpolitik die richtige Konsequenz 
gezogen.“ Dabei lassen sich drei Phasen 
der regionalisierten Landesarbeitspolitik 
unterscheiden.

Regionalisierte Arbeitspolitik 
des Landes NRW seit 1990

Im Jahr 1990 startete das Land Nordrhein-
Westfalen mit einem neuen Konzept regi-
onalisierter Landesarbeitspolitik. Im Vor-
dergrund stand nunmehr die Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit. Qualifizie-
rungs- und beschäftigungspolitische Pro-
jekte sollten den Strukturwandel in den 
sogenannten Ziel 2-Regionen flankieren. 
Zur Umsetzung der regionalisierten Ar-
beitspolitik dienten neu eingerichtete Re-
gionalkonferenzen bzw. regionale Beiräte 
sowie die Förderung einer regionalen Be-
ratungs- und Informationsinfrastruktur in 
Form von Regionalsekretariaten. 

Sie, die Regionalkonferenzen bzw. regi-
onale Beiräte, gewährleisteten einen in-
tensiven und regelmäßigen Dialog. Ihre 
Aufgabe bestand unter anderem darin, 
Partner der Beschäftigungs- und Struk-
turpolitik zusammenzuführen, einen Kon-
sens über Strategien, Schwerpunkte und 
Prioritäten zu erzielen und das regionale 

Entwicklungskonzept mit dem Schwer-
punkt Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungspolitik fortzuschreiben. 

Zur Seite standen ihnen 34 im Auftrag 
des Arbeitsministeriums NRW tätige Re-
gionalsekretariate. Deren Aufgabenspek-
trum reichte von der Beratung von Initia-
tiven, Projektträgern und Betrieben über 
die Sammlung, Verarbeitung und Auf-
bereitung von Informationen bis hin zur 
Planung und Initiierung neuer Maßnah-
men unter beschäftigungs- und qualifi-
kationspolitischer Zielsetzung für die je-
weilige Region.

Standorte der beiden Regionalsekretari-
ate in der Region Niederrhein waren die 
Stadt Duisburg und der Kreis Wesel. Seit 
Anfang der 1990er Jahre ließen sich so 
zahlreiche Maßnahmen und Projekte in 
der Region realisieren: Umschulungen 
von Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Bergbaubeschäftigten, Exis
tenzgründungen und sogenannte „inte-
grierte Projekte“, die strukturpolitische 
Aufgaben wie die Reaktivierung von In-
dustriebrachen sowie die Instandsetzung 
von leer stehenden Gebäuden und öffent-
lichen Parkanlagen in Kombination mit 
der Qualifizierung von Langzeitarbeits-
losen und Jugendlichen. Ergänzend dazu 
unterstützte das Land NRW die Kommu-
nen bei der Finanzierung von Arbeitsför-
derungsprogrammen wie „Arbeit statt 
Sozialhilfe“, um langzeitarbeitslose Sozi-
alhilfeempfänger in eine geordnete sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung 
zu integrieren. 

Mitte der 1990er Jahre gewann die so ge-
nannte präventive Arbeitsmarktpolitik an 
Gewicht. Beschäftigungstransfergesell-
schaften halfen, die Folgen von Betriebs-

stillegungen und Personalabbau in der In-
dustrie zu bewältigen. Mit Maßnahmen des 
Beschäftigungstransfers nach dem Mot-
to „Qualifizieren statt Entlassen“ gelang 
in vielen Fällen der direkte Übergang von 
Arbeit in Arbeit. 

Mit den beiden großen arbeitsmarktpoli-
tischen ESF-Landesprogrammen „Quali-
fizierung, Arbeit, Technik, Reorganisation 
(QUATRO)“ und „Anpassung der Arbeits-
kräfte an den industriellen Wandel“ (AD-
APT) förderte die nordrhein-westfälische 
Landesregierung die Fort- und Weiterbil-
dung von Beschäftigten im Rahmen be-
trieblicher Modernisierungsmaßnahmen, 
insbesondere bei kleinen und mittleren Un-
ternehmen. Leitziel war, dem Verlust von 
Arbeitsplätzen und Qualifikationen entge-
genzuwirken sowie zukunftsorientierte Ar-
beitsplätze zu erhalten oder neu zu schaffen. 

Neuer Fokus der präventiven 
Arbeitsmarktpolitik

Mit der neuen EU-Programmphase ab 2000 
änderte sich der Ansatz der präventiven Ar-
beitsmarktpolitik des Landes. Sie fokussierte 
sich jetzt nicht nur auf von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Beschäftigte, sondern wendete sich 
generell an Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer aus kleinen und mittleren Unter-
nehmen sowie an die Unternehmen selbst. 
Maßnahmen der Qualifizierung sowie der 
Personal- und Organisationsentwicklung 
sollten die überfällige arbeitsorientierte be-
triebliche Modernisierung forcieren. Zum 
Einsatz kamen hier erstmalig die Potenti-
alberatung sowie Verbund-, Modell- und 
Konzeptentwicklungsprojekte.

Gleichzeitig erhielt die Regionalisierung ei-
nen deutlichen Schub. Das Landesarbeits-
ministerium stellte den Regionen nunmehr 



G.I.B.INFO   1  16116

THEMENÜBERGREIFEND

fest kalkulierte regionale Mittelbudgets zur 
Verfügung. Auf der Basis zu erstellender ar-
beitsmarktpolitischer Rahmenkonzeptionen 
einigten sich Land und Region auf Zielver-
einbarungen zur Umsetzung und Gewich-
tung der verschiedenen Handlungsfelder. 

Organisatorischer Ausgangspunkt der Ko-
operations- und Konsensstruktur war die 
regionale Arbeitsmarktkonferenz. Ihre we-
sentliche Aufgabe bestand darin, die Ar-
beitsmarktprogramme des Landes NRW 
und des ESF umzusetzen. Dabei kon-
zentrierte sie sich auf die Förderung von 
Projekten und Initiativen, die unterneh-
mens- und damit mittelstandsnah sowie 
branchenorientiert ausgerichtet waren, 
zugleich aber auch den Strukturwandel 
unterstützten. Über kooperativ angelegte 
Projektentwicklungen avancierte die Ar-
beitsmarktkonferenz zu einem aktiven Be-
standteil korporatistischer Politikstruk-
turen vor Ort und wirkte entscheidend 
mit bei der Gestaltung einer regionalen 
Arbeitsmarkt- und Qualifizierungspolitik. 

Reorganisation der Landes-
arbeitspolitik zwischen 2004 
und 2009

Im Jahr 2004 wurden – nach dem Vorbild 
auf Bundesebene – die Ressorts Wirtschaft 
und Arbeit in NRW in einem Ministeri-
um zusammengeführt, dem Ministerium 
für Wirtschaft und Arbeit (MWA). Gleich 
anschließend erfolgte eine Reduzierung 
der bislang 34 Regionalsekretariate auf 
16 Regionalagenturen, deren regionaler 
Zuschnitt die räumliche Ebene der IHK-
Kammerbezirke abbildete. 

Um die Zusammenführung von Techno-
logie-, Struktur- und Arbeitspolitik des 
MWA auch regional umzusetzen, wur-

den regionale Lenkungskreise eingerich-
tet. Standort der Hauptstelle der Regional
agentur NiederRhein war das Amt für 
Statistik, Wahlen und Europaangelegen-
heiten der Stadt Duisburg, Standort der 
Nebenstelle beim Kreis Wesel die Entwick-
lungsAgenturWirtschaft (EAW). 

Nach dem politischen Wechsel der Landes-
regierung (CDU/FDP) im Jahr 2005 stan-
den die etablierten regionalen Strukturen 
zunächst einmal auf dem Prüfstand, blie-
ben jedoch schließlich in den neu gebil-
deten regionalen Zuschnitten und mit ih-
rer Arbeitsweise, regionale Abstimmungen 
herbeizuführen, erhalten.

Mit Beginn der neuen EU-Förderphase ab 
2007 lag der Schwerpunkt der Förderung 
eindeutig im Handlungsfeld „Jugend und 
Berufsausbildung“, klar erkennbar am Son-
derausbildungsprogramm des Landes. Fi-
nanzielle Einbußen hingegen erlitten die 
Handlungsfelder „Beschäftigungsfähig-
keit“ und „Integration von arbeitsmarkt-
politischen Zielgruppen“. 

Parallel dazu fanden landesweit sogenann-
te Demografie-Konferenzen statt. Damit 
rückte das Thema demografischer Wandel 
zum ersten Mal explizit in den politischen 
Fokus des Landes NRW. Charakteristisch 
für die ESF-Landespolitik dieser Zeit war 
die Umorientierung von der Projektförde-
rung zu Programmlinien, zur Koordinie-
rung und Begleitung breitenwirksamer 
Programminitiativen wie Bildungsscheck, 
Potentialberatung für Unternehmen, Ju-
gend in Arbeit plus oder Werkstattjahr 
für Jugendliche ohne Ausbildungsplatz. 

Für Ulrich Rauter, Geschäftsführer der 
Fachwerk.KreisWesel gGmbH in Moers, 
„haben speziell ESF-geförderte Projekte 

etwa zur Stärkung der Erwerbstätigkeit 
von Frauen und zur Unterstützung von Be-
rufsrückkehrenden der Region starke Im-
pulse gegeben. So lässt sich Europa ganz 
konkret erleben, so entsteht eine europä-
ische Identität.“ 

Revitalisierung der regionalen 
Umsetzungsstrukturen ab 2010 

Im Koalitionsvertrag definierte die rot-grü-
ne Landesregierung 2010 eine Revitalisie-
rung der regionalen Umsetzungsstrukturen: 
Die Lenkungskreise übernehmen weiterhin 
die Funktion des regionalen Beirats für die 
arbeitsmarktpolitische Region. Ihre Auf-
gabe ist – ausgehend von der Analyse re-
gionaler Stärken und Kompetenzen sowie 
unter Berücksichtigung der Landesarbeits-
politik – die Festlegung, Fortschreibung 
und politische Absicherung regionaler Ent-
wicklungsstrategien. Sie sorgen für die re-
gionale Abstimmung und Konsensfindung 
hinsichtlich regionaler Vorhaben, bündeln 
die Kräfte der Region und konstituieren sich 
deshalb aus den „Treibern“ der regionalen 
Entwicklung. Dazu zählen die Kommu-
nen und Kreise genauso wie die Kammern 
und Sozialpartner, die Agenturen für Ar-
beit und Jobcenter, aber auch die institutio-
nalisierte Frauenpolitik. Ihre fachliche Stel-
lungnahme zu den einzelnen Projekten ist 
wichtige Fördervoraussetzung für die Ent-
scheidungen im Arbeitsministerium NRW.

Bei Bedarf unterstützen themenspezifische 
Facharbeitskreise die Lenkungskreise. Sie 
organisieren die Vernetzung und Koope-
ration der jeweiligen Fachexperten und 
-expertinnen und entwickeln regionale 
Förderkonzepte. Inhaltlich und organisa-
torisch unterstützt werden Lenkungskreis 
und Facharbeitskreise von der Regional
agentur NiederRhein. Sie moderiert und 
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koordiniert heute im Auftrag des Ministe-
riums für Arbeit, Integration und Soziales 
NRW gemeinsame Aktivitäten zwischen 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Verbän-
den, Bildungsträgern und Unternehmen 
in den einzelnen Förderprogrammen, un-
terstützt den Aufbau von Kooperationen 
und Netzwerken zu aktuellen Themen der 
Arbeitsmarktpolitik und entwickelt ge-
meinsame Strategien, beispielsweise bei 
den Themen Übergang Schule – Beruf und 
Fachkräftesicherung. 

Beispiel: Landesinitiative 
„Kein Abschluss ohne Anschluss“

In der Region NiederRhein steht nach 
Auskunft von Burkhard Landers, Präsi-
dent der IHK Niederrhein, die Stärkung 
des Ausbildungsmarkts und die Unterstüt-
zung der Landesinitiative „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ im Zentrum der Aktivi-
täten. „Damit“, so Landers, „werden Zu-
kunftsperspektiven für junge Menschen 
geschaffen und gleichzeitig Fachkräfte für 
die Betriebe gesichert.“

Zum Tragen kommt hier eine vor rund 
zehn Jahren begonnene und bis heute gül-
tige strategische Neuausrichtung der Lan-
desarbeitsmarktpolitik: die Zusammen-
führung von Programmen und Projekten 
unter ein inhaltliches Dach. Exemplarisch 
dafür steht der Bereich „Übergang Schule 
– Beruf“. Über die Jahre hinweg war zuvor 
ein extrem breit gefächertes Netzwerk an 
professionellen Unterstützungsangeboten 
für junge Menschen im Übergang von der 
Schule in den Beruf entstanden, das selbst 
für Fachleute kaum noch überschaubar war. 

Mit der kommunalen Koordinierung des 
Übergangsgeschehens sind neue Organisa-
tions- und Kooperationsformen entstanden, 

innerhalb derer auch die Regionalagenturen 
ihre Rolle und Aufgaben neu definieren 
und gegebenenfalls modifizieren müssen. 
Auch wenn die Regionalagenturen in die-
sem Handlungsfeld nicht zu den operativen 
Akteuren zählen, können und sollen sie den 
regionalen Austausch der Akteure herstel-
len, gemeinsam mit ihnen Strategien entwi-
ckeln und Kräfte bündeln. Im Ausbildungs-
konsens – dort sind sie Mitglied – können 
sie das Thema angemessen platzieren und 
verdeutlichen, welchen Stellenwert hier Lan-
desangebote wie z. B. Jugend in Arbeit plus 
oder die Produktionsschulen haben können 
oder wie eine Verzahnung mit den in den 
regionalen Handlungsplänen zur Fachkräf-
tesicherung beschriebenen Zielsetzungen 
hergestellt werden kann.

Das stellt zugleich neue Anforderungen 
an Kompetenz und Vorgehen der Ak-
teure; Ute Mankel, Abteilungsleiterin 
der Gesellschaft für innovative Beschäf-
tigungsförderung (G.I.B.): „Wir müssen 
alle regionalen Einrichtungen, von den re-
gionalen Beiräten über die Arbeitsmarkt-
konferenzen bis hin zu den Konsensrun-
den, so zusammenführen, dass ideale 
Partnerschaften entstehen.“

Beispiel: Initiative der Fachkräfte-
sicherung des Landes NRW

50.000 Fachkräfte werden bis zum Jahr 
2030 allein am Niederrhein fehlen. Ge-
sucht sind nicht nur Akademiker, sondern 
vor allem Industriemechaniker und Kauf-
leute, aber auch Köche. Weil der Fachkräf-
tebedarf regional- und branchenspezifisch 
unterschiedlich ausgeprägt ist, gibt es aber 
kein flächendeckend einheitliches Ange-
bot des Landes, vielmehr werden die regi-
onalen Herausforderungen mit regionalen 
Lösungen verknüpft. 

Entstanden ist so ein eng auf die Regionen 
bezogener „Gemeinsamer Projektaufruf der 
Programme des ESF und des EFRE (2014 – 
2020) zur Initiative der Fachkräftesicherung 
des Landes NRW“, der in den und durch 
die Regionen umgesetzt wird. Während die 
zentrale Steuerung auf Landesebene erfolgt, 
veranlassen die Regionalagenturen die Auf-
stellung regionaler Handlungspläne, die 
spezifische Bedarfe der Region und Schrit-
te zur Veränderung konkret benennen. Die 
Regionen selbst ordnen ihre jeweilige Stra-
tegie in die Themenbereiche der Landespo-
litik ein und richten sich entsprechend aus.

Zwingend erforderlich ist eine finanzielle 
Beteiligung, eine Kofinanzierung der regio-
nalen Akteure – in diesem Fall meist wirt-
schaftsnahe regionale Institutionen. Sie sol-
len die Fachkräftesicherung aktiv angehen 
und ihre Interessenlage durch finanzielle 
Beteiligung zum Ausdruck bringen. 

Die auf Basis konkreter Bedarfe erstell-
ten Handlungspläne werden in den regio-
nalen Lenkungskreisen abgestimmt („re-
gionales Votum“) und sind Grundlage für 
eine mögliche Förderung durch das Land. 
Die Auswahl der Projekte übernimmt ein 
interministerielles Gremium. Die abschlie-
ßende Entscheidung für eine Projektbewil-
ligung fällt bei den ESF- und EFRE-spezi-
fischen sogenannten zwischengeschalteten 
Stellen „AG Einzelvorhaben“ (ESF) und 
Bezirksregierungen (EFRE). 

Die AG Einzelvorhaben fungiert nach dem 
Willen der EU-Kommission auch als Ent-
scheidungsgremium für den ESF-Struktur-
fonds in NRW, zum Beispiel auch für alle 
Projekte, die unter dem Dach der fonds
übergreifenden Aufrufe (Fachkräfteaufruf, 
Starke Menschen – Starke Quartiere) aus 
dem ESF gefördert werden sollen. 



G.I.B.INFO   1  16118

THEMENÜBERGREIFEND

In den Regionen haben die EU-Vorgaben 
zu Irritationen geführt. Sie fragten sich, 
welche Bedeutung regionale Stellungnah-
men bei ESF-kofinanzierten Projekten in 
Förderentscheidungen überhaupt noch 
einnehmen. Für Klärung gesorgt hat ein 
Schreiben von Roland Matzdorf, Leiter 
der Abteilung Arbeit im MAIS NRW, in 
dem die „herausragende Bedeutung“ der 
regionalen Stellungnahmen hervorgeho-
ben wird. „Nur vor Ort kann beurteilt 
werden, welchen spezifischen arbeitspoli-
tischen Herausforderungen begegnet und 
welche Akteure in die Umsetzung von Pro-
jekten eingebunden werden müssen oder 
wie ein einzelnes Modell in die Regelstruk-
turen vor Ort eingebunden sein muss, um 
seine Wirkung entfalten zu können. Des-
halb verlässt sich die AG Einzelprojekte 
bei der Entscheidungsfindung auf die fach-
liche Stellungnahme unserer Partner in den 
Regionen.“ Also ein eindeutiges Statement 
für die ungebrochene Relevanz von „Re-
gional Governance“.

Neue Regionale Konfigurationen

In den letzten Jahren sind unterschiedliche 
regionale Konfigurationen entstanden. 
Neue Regionen wie zum Beispiel die Me-
tropole Ruhr, die Region Südwestfalen, der 
Zweckverband Region Aachen oder die In-
novationsregion Rheinisches Revier stehen 
heute neben älteren Formen der regionalen 
Zusammenarbeit. „Diese Entwicklungen 
zeigen, dass die Regionen zur Selbstorga-
nisation fähig und inzwischen auch flexi-
bel genug sind, auf globale Entwicklungen 
passende regionale Antworten zu finden“, 
sagt Dr. Jens Stuhldreier, Geschäftsführer 
der Regionalagentur NiederRhein. 

Die Bedeutung von Regionen wächst nach 
seiner Erkenntnis auch aus anderen Grün-

den: Im internationalen Wettbewerb sind 
sie besser wahrnehmbar. Bernd Pastoors, 
Geschäftsführer des Theordor-Brauer-
Hauses in Kleve: „Wir sind schon lange 
grenzüberschreitend aufgestellt, haben 
also keinen kleinräumigen Regionalbe-
griff. Aber wir sehen als Arbeitsmarkt-
region Niederrhein immer noch zu wenig 
auf die Niederlande. Hier wollen wir uns 
mehr austauschen, um die neuen Chan-
cen zu nutzen. Die regionalisierte Arbeits-
marktpolitik jedenfalls befördert das The-
ma geografische Mobilität von Arbeit und 
Arbeitskräften.“

Klar ist: Die schwierige Finanzlage in vie-
len Kommunen ist besser zu bewältigen, 
wenn Kommunen zusammenarbeiten. Viele 
fachliche Aufgaben sind auf der Ebene der 
Städte kaum noch lösbar (Verkehr, Touris-
mus, Energietrassen etc.). Netzwerke und 
Cluster machen an den Stadtgrenzen nicht 
halt. Kurzum: Die Lösung demografischer 
Probleme ist eher in regionalen Handlungs-
ansätzen möglich. 

Und nicht zuletzt lassen sich ökono-
mische Strategien des Landes eher auf 
einige Regionen als auf zahlreiche Städ-
te und Gemeinden anwenden und umset-
zen. Der Einsatz öffentlicher Mittel ist 
zielgerichteter und effektiver. Die Lan-
desregierung stärkt die Regionen, um 
ihre Potenz im internationalen Stand-
ortwettbewerb auszubauen und sie als 
feste Partner der Wirtschaftspolitik des 
Landes zu etablieren. 

Ein weiteres Beispiel für die Förderung 
kommunaler Kooperationen ist das vom 
Wirtschaftsministerium aufgelegte inte-
grierte Strukturprogramm, der Aufruf 
„Regio.NRW – Starke Regionen, starkes 
Land. Gesucht: Ideen für mehr Innovati-

onen in den Regionen“. Ziel ist, die Wett-
bewerbs- und Innovationsfähigkeit der Re-
gionen zu stärken. 

Hier entwickeln die Regionen in Abstim-
mung mit dem Land integrierte Handlungs-
konzepte, die in konkrete Projektvorschläge 
münden. Strukturpolitische Vorstellungen 
des Landes und regionale Entwicklungs
ideen werden so miteinander verzahnt, um 
gemeinsam die individuellen Stärken für die 
größere Gemeinschaft zu nutzen. 

In Erinnerung an die Tradition regionaler 
Entwicklungskonzepte – „eine Erfolgsge-
schichte“ – schaut IHK-Präsident Burk-
hard Landers zuversichtlich in die Zukunft: 
„Mit der neuen Strukturförderperiode 
bis 2020 fördern Europa und das Land 
NRW integrierte und sektorenübergrei-
fende Handlungskonzepte. In unserer Re-
gion werden regionale Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik seit jeher aus einer Hand 
gesteuert, nämlich von der Regionalagen-
tur NiederRhein!“ 

Dr. Jens Stuhldreier von der Regional
agentur NiederRhein ist sich sicher: „Nord
rhein-Westfalen benötigt starke Regionen, 
nur dann wird der Standort im internatio-
nalen und überregionalen Wettbewerb be-
stehen.“ Deutlich ist, dass NRW an den re-
gionalisierten Politikansätzen auch in den 
nächsten Jahren festhalten und diese auch 
weiterhin nicht nur für die Umsetzung von 
ESF-Landesprogrammen, sondern auch für 
die Umsetzung landespolitischer Initiati-
ven und als Gestaltungsraum für Innova-
tionen nutzen wird. 

ANSPRECHPARTNERIN IN DER G.I.B.

Ute Mankel, Tel.: 02041 767-159

u.mankel@gib.nrw.de

KONTAKT

Regionalagentur NiederRhein

Stadt Duisburg, Stabsstelle für Wahlen, 

Europaangelegenheiten und 

Informationslogistik

Bismarckplatz 1, 47198 Duisburg

Dr. Jens Stuhldreier, Tel.: 0203 2834208

j.stuhldreier@regionalagentur-niederrhein.de

AUTOR

Paul Pantel, Tel.: 02324 239466

paul.pantel@arcor.de


	Junge Flüchtlinge integrieren: Pragmatische Konzepte für Internationale Förderklassen
	Eduard-Spranger-Berufskolleg in Gelsenkirchen

	Die Ausbildung von Flüchtlingen als 
	Wettbewerbsvorteil begreifen
	Nicht lange planen – machen!
	Die Integration Points in Düsseldorf und Münster

	Öffentlich geförderte Beschäftigung bei der rebeq im Kreis Recklinghausen
	Interkulturelle Kompetenz 
	Interkulturelle Kompetenz ist die Fähigkeit, soziale Interaktionen unabhängig von einer Machtasymmetrie zu gestalten
	„Die Hälfte aller interkulturellen 
	Konflikte beruhen auf Missverständnissen und falschen Annahmen!“
	Interkulturelle Kompetenzentwicklung und 
	interkulturelle Öffnung 
	G.I.B. bietet Trainings für Jobcenter an

	Diversity & Inclusion: Bestandteil 
	der Unternehmensstrategie und 
	Vielfalt verbindet
	Die NRW Landesinitiative für eine interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung

	Mit Vielfalt fährt man gut
	Die Rheinbahn AG setzt auf ein interkulturelles Konzept

	Ruhrgebietskommunen arbeiten bei der interkulturellen Öffnung der Verwaltungen 
zusammen
	SALAM – Ältere begleiten Jüngere
	„Was denken Sie, wie begehrt unser jungen Mitarbeiter nach bestandener Prüfung am Markt sind?“
	Missbrauch von Werkverträgen 
	Dauerüberlassung durch die Hintertür

	„Ich arbeite hier nur, ich weiß nicht, wo ich wohne“
	„In alternativen Szenarien zu denken, ist unser Spezialgebiet“
	Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung des Programms 
	„Aktiv für Arbeit im Stadtteil“

	25 Jahre Regionalagentur NiederRhein 
	Eine Kultur des Dialogs in der nordrhein-westfälischen Arbeitspolitik


